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hat der 11. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Oldenburg durch den Vorsitzenden

Richter am Oberlandesgericht ,.,.... die Richterin am Oberlandesgericht ...... und

den Richter am Amtsgericht ........ auf die mündliche Verhandlung vom 9. März

2018 für Recht erkannt:

l. Auf die Berufung der Beklagten wird das am 13.04.2017

verkündete Urteil des Landgerichts Oldenburg (16 0 2429/16)

unter Zurückweisung ihrer weitergehenden Berufung geändert

und insgesamt wie folgt neu gefasst:

l. Die Beklagte wird verurteilt, an die KIägerin EUR

29.511,44 zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 Prozentpimkten

über dem jeweiligen Basiszinssatz

seit dem 23.12.2015 aus einem Betrag in Höhe von EUR

11.068,72,

seit dem 05.02.2016 aus einem Betrag in Höhe von EUR

6.051,76,

in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem jeweiligen

Basiszinssatz

seit dem 10.06.2015 aus einem Betrag in Höhe von EUR

3.293,92,

seit dem 10.01.2016 aus einem Betrag in Höhe von EUR

4.934,52,

seit dem 10.08.2016 aus einem Betrag in Höhe von EUR

4.162,52,

zu zahlen.

2. Die Beklagte wird verurteilt, die Klägerin gegenüber

ihren Prozessbevollmächtigten von den vorgerichtlich

angefallenen Rechtsverfolgungskosten in Höhe von EUR

1.358,86 freizustellen.

3. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.
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2. Die Kosten des Rechtsstreits in erster Instanz tragen die

Klägerin zu 15 % und die Beklagte zu 85 %. Die Kosten der

zweiten Instanz werden der Beklagten auferlegt.

3. Dieses Urteil und das angefochtene Urteil sind vorläufig

vollstreckbar. Den Parteien bleibt nachgelassen, die

Vollstreckung der jeweils anderen Partei durch

Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des aufgrund des Urteils

vollstreckbaren Betrages abzuwenden, wenn nicht die

vollstreckende Partei vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe

von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.

4. Die Revision wird zugelassen.
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Gründe:

l.

Die Parteien streiten um einen Anspruch auf Zahlung des sogenannten

Technologie-Bonus nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) für den

Strom, den die Klägerin mit in den Abgasstrang von Blockheizkraftwerken (BHKW)

eingesetzten Turbinen (im Folgenden: Abgasturbinen) erzeugt.

Die Klägerin betreibt eine Biogasanlage und erzeugt durch Vergärung

verschiedener Einsatzstoffe Biogas, das sie in zwei BHKW einsetzt, um Strom und

Wärme aus erneuerbaren Energien in sogenannter Kraft-Wärme-Kopplung zu

erzeugen. Die Wärme nutzt die Klägerin zur Beheizung der Biogasanlage sowie

eines Rasthauses. Den Strom speist sie in das Stromnetz der Beklagten ein.

In ihren beiden BHKW-Antagen verwendet die Klägerin seit Dezember 2011

jeweils ein Zündstrahl-/Pflanzenölaggregat Typ ZS26... der Firma... Diese treiben

jeweils einen Motorgenerator mit einer Leistung von 235 Kilowatt an. Im

Abgasstrang der Motoren ist zudem jeweils eine Abgasturbine installiert. Diese

nutzen die im Verbrennungsprozess des BHKW-Motors entstehenden heißen

Abgase zum Antrieb der Turbine, um in einem eigenen Generator zusätzlichen

Strom zu erzeugen. Die Abgasturbinen weisen eine elektrische Leistung von

jeweils 30 Kilowatt auf. Der elektrische Wirkungsgrad des BHKW einschließlich

der Abgasturbine beträgt jeweils 47%.

Mittels der Abgasturbinen erzeugt die Klägerin jährlich rund 500.000 Kilowatt

Strom zusätzlich zu dem in den BHKW erzeugten Strom.

Die Klägerin ist der Ansicht, dass ihr für diese in den Abgasturbinen erzeugte

Strommenge ein Technologie-Bonus von 0,0196 EUR/kWh nach dem EEG

zustehe.

Für die Jahre 2013 und 2014 zahlte die Beklagte zunächst den Technologie-

Bonus jeweils nach der Jahresabrechnung an die Klägerin aus.
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Mit Schreiben vom 15.10.2015 teilte die Beklagte der Klägerin mit, dass sie den

Technologie-Bonus für den in den Abgasturbinen produzierten Strom zukünftig

nicht mehr auszahlen werde. Zur Begründung verwies sie auf ein Votum der

Clearing-Stelle EEG vom 15.07.2014 (Az. 2013/76, im Folgenden: Votum).

Danach bestehe für Strom, der in Abgasturbinen erzeugt wird, kein Anspruch auf

Zahlung des Technologie-Bonus. Wegen der Einzelheiten wird auf das Votum

(Anlage K18, Anlagenband Kläger) Bezug genommen.

Mit Schreiben vom 29.10.2015 forderte die Beklagte die Klägerin zur Rückzahlung

der ausgezahlten Technologie-Boni auf und zog die für die Jahre 2013 und 2014

ausgezahlten Beträge vom Konto der Klägerin wieder ein. Für die Jahre 2015 und

2016 zahlte die Beklagte den Technologie-Bonus nicht mehr aus.

Wegen weiterer Einzelheiten wird gemäß § 540 Abs. l Nr. l ZPO auf die

tatsächlichen Feststellungen im angefochtenen Urteil Bezug genommen.

Mit Urteil vom 13.04.2017 hat das Landgericht die Beklagte unter Klagabweisung

im Übrigen im Wesentlichen antragsgemäß zur Zahlung von EUR 29.511,44 nebst

Zinsen und zur Freistellung von vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten von EUR

1.358,86 verurteilt. Zur Begründung hat das Landgericht ausgeführt, dass ein

Anspruch auf Zahlung des Technologiebonus bestehe, da es sich bei der

Abgasturbine um eine in Ziffer 11.1.c) Anlage l zum EEG (2009) genannte

Gasturbine handele. ,

Hiergegen richtet sich die Berufung der Beklagten, mit der sie die Aufhebung des

landgerichtlichen Urteils und eine Abweisung der Klage begehrt.

Sie ist der Ansicht, die von der Klägerin betriebenen Abgasturbinen seien keine

förderungsfähigen Gästurbinen im Sinne des EEG (2009). Dieses verstehe unter

Gasturbinen keine Techniken, die, - wie die von der Klägerin verwandten

Abgasturbinen - allein zur Nachverstromung hinter einem Biogasmotor eingesetzt

werden. Dies ergebe sich aus dem Wortlaut der Anlage l zum EEG (2009) sowie

aus der systematischen Auslegung dieser Bestimmung. Der Gesetzgeber habe

auch im EEG (2009) nur bekannte innovative Technologien fördern wollen. Zur
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Berücksichtigung zukünftiger Entwicklungen sei im EEG (2009) die

Verordnungsermächtigung in § 64 Abs. l Nr. 3 EEG (2009) gedacht gewesen, mit

der die Bundesregierung die Förderung weiterer neuer Technologien habe

beschließen können. Zudem könne die Abgasturbine auch nicht unter die

Technologieförderung fallen, da eine notwendige Verringerung der

Schadstoffwerte nicht erreicht werde.

Zudem habe das Landgericht verfahrensfehlerhaft nicht geklärt, ob - was die

Beklagte bestreitet - die eingesetzten Abgasturbinen für das Erreichen

eines elektrischen Wirkungsgrads von über 45% ursächlich seien.

Hinsichtlich der Nebenforderungen rügt die Beklagte eine falsche Tenorierung der

Zinsen für die Forderung von EUR 4.162,52. Obwohl eine Fälligkeit der Forderung

ausweislich der Urteilsbegründung erst am 10.08.2016 eingetreten sei, sei der

Zinsbeginn im Tenor bereits auf den 10.08.2015 festgesetzt worden.

Für den Fall ihres Unterliegens regt die Beklagte wegen der grundsätzlichen

Bedeutung der Auslegung der Anlage l EEG (2009) für eine Vielzahl von

Streitigkeiten die Zulassung der Revision an.

Die Beklagte beantragt,

das am 13.04.2017 verkündete Urteil des LG Oldenburg - Az 16 0 2429/16

- teilweise abzuändern und die Klage insgesamt abzuweisen.

hilfsweise,

das angefochtene Urteil und das Verfahren aufzuheben und die Sache an

das Landgericht zurückzuverweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.
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Die Klägerin verteidigt das erstinstanzliche UrteiL Sie beruft sich darauf, dass mit

dem EEG eine Regelung geschaffen worden sei, durch die der mit Gasturbinen

erzeugte Strom mit dem Technologie-Bonus gefördert werden solle. Der Begriff

der Gasturbine umfasse auch mit Abgas aus einer Verbrennungsmotoranlage

betriebene Turbinen. Solche Nachverstromungsanlagen seien im allgemeinen wie

im technischen Sprachgebrauch stets als Gasturbinen bezeichnet worden. Der

Gesetzgeber habe innovative Techniken fördern wollen, mit denen der elektrische

Wirkungsgrad der Gesamtanlage auf mindestens 45 % gesteigert werde.

Gefördert werden sollten nicht lediglich „klassische" Gasturbinen, sondern.

jegliche, auch noch nicht verbreitet eingesetzte baulich-konstruktive

Neuentwicklungen jeglicher Größenordnung. Der Gesetzgeber habe mit dem

Technologie-Bonus auch andere zur Steigerung des elektrischen Wirkungsgrads

eingesetzte Nachverstromungstechnoiogien gefördert. Ihm sei bekannt gewesen,

dass die deutschen Netzbetreiber seit Jahren nahezu flächendeckend den

Technologie-Bonus für den in nachgeschalteten Gasturbinen erzeugten Strom

ausgezahlt hätten, ohne dass er Anlass gesehen hätte, den Anspruch durch

gesetzgeberische Maßnahmen einzuschränken.

Für den Fall ihres Unterliegens regt auch die Klägerin die Zulassung der Revision

an.

Die Berufung ist zulässig, jedoch weitgehend unbegründet.

Der Klägerin steht gegen die Beklagte ein Anspruch auf Zahlung einer erhöhten

Vergütung (Technologie-Bonus) für den in den Abgasturbinen erzeugten und in

das Netz der Beklagten eingespeisten Strom in der geltend gemachten Höhe gem.

§100 Abs. 2 Satz l Nr. 10 c) EEG (2017), § 27 Abs. 4 Nr. l EEG (2009) i.V.m. Nr.

ll.l.c) Anlage l EEG (2009) bzw. für die Jahre 2013 und 2014 gem. § 812 Abs. l

Satz l Var. 2 BGB zu.

Die Klägerin betreibt die streitgegenständlichen Anlagen seit 2011. Nach der

Regelung des § 100 Abs. 2 Nr. 10 c) EEG (2017) ist daher das EEG (2009)

anzuwenden.
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Nach § 27 Abs. 4 Nr. l EEG (2009) i.V.m. Nr. ll.l.c) Anlage l EEG (2009) besteht

ein Anspruch auf den Technologie-Bonus für Strom, der in Anlagen mit einer

Leistung bis einschließlich 5 Megawatt und mit einer der unter Nr. II.la) bis i)

Anlage l EEG (2009) aufgeführten Anlagen, Techniken oder Verfahren erzeugt

wird, soweit dabei auch eine Wärmenutzung nach Anlage 3 oder ein elektrischer

Wirkungsgrad von mindestens 45% erreicht wird.

Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt.

Die Leistung des BHKW liegt mit 235 Kilowatt deutlich unter 5 Megawatt.

Bei den von der Klägerin betriebenen Abgasturbinen handelt es sich um

Gasturbinen im Sinne von Anlage l Nr. ll.l.c) EEG (2009).

Soweit sich die Beklagte auf das Votum der Clearingstelle beruft, ist diesem keine

Bindungswirkung für den vorliegenden Rechtsstreit beizumessen. Zwar ergibt sich

aus §,81 Abs. 4 Satz 2 EEG (2017), dass die Clearingstelle auf Antrag beider

Verfahrensparteien die Streitigkeit umfassend vermeiden oder beilegen kann. Das

Recht der Parteien, die ordentlichen Gerichte anrufen, bleibt jedoch ausdrücklich

unberührt (§ 81 Abs. 4 Satz 4 EEG (2017)).

Der Begriff der Gasturbine wird in Nr. 11.1. c) Anlage l EEG (2009) selber nicht

definiert. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch des Begriffs „Gasturbine"

erfasst dieser als übergriff auch die Abgasturbine. Danach wird unter einer

Turbine eine Kraftmaschine verstanden, die durch ein Schaufelrad die Energie

einer Flüssigkeit oder eines Gases in Rotationsenergie umwandelt (vgl. etwa

Duden, Fremdwörterbuch, 11. Aufl. 2015).

Zu Recht weist das Landgericht jedoch darauf hin, dass nicht auf den allgemeinen

Sprachgebrauch, sondern auf das technische Sprachverständnis abzustellen ist,

da die in der Anlage l zum EEG 2009 genannten übrigen Anlagen, Techniken und

Verfahren nicht aus dem allgemeinen Sprachverständnis zu bestimmen sind.
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Auch der technische Sprachgebrauch steht der Einordung der Abgasturbine als

Gasturbine nicht entgegen. Nach dem Votum der Clearingstelle EEG, welches von

den Gerichten als sachverständige Stellungnahme bzw. Rechtserkenntnisquelle

zu Grunde gelegt werden kann (vgl. Tüngler in:

Frenz/Müggenborg/Cosack/Henning/ Schomerus, Erneuerbare-Energien-Gesetz

(EEG), 5. Aufl. 2018, § 81 Clearingstelle, Rn. 43), ist der technische

Sprachgebrauch unscharf, da -verschiedene Turbinenarten als Gasturbine

bezeichnet werden können (vgl. Votum Rn. 32 ff).

Dass die Abgasturbinen keine interne Brennkarrlmer aufweisen, ist dabei

unschädlich, da eine als Gasturbine bezeichnete Kräftmaschine nicht zwingend

über eine eigene Brennkammer verfügen muss. Vielmehr können Gasturbinen

auch mit externer Brennkammer betrieben werden (vgl. Votum, Rn. 34 und 38).

Zudem werden auch durch Gas angetriebene Turbinen ohne interne oder externe

Brennkammer als Gasturbinen bezeichnet, Z.B. sogenannte

Gasentspannungsturbinen, welche Expander oder Gasturbinen im engeren Sinne

genannt werden (vgl. Votum, Rn. 40 m.w.Nachw.),

Zwar wird im technische Sprachgebrauch unter Abgasturbine in der Regel eine

Turbine verstanden, die nicht der Stromerzeugung, sondern der Aufladung eines

Motors dient (sog. Abgas-Turbolader, vgl. Votum, Rn. 4l). Eine Turbine im

Abgasstrang eines Motors kann aber auch - wie im vorliegenden Fall - mit einem

Generator verbunden und zur Nachverstromung in einem BHKW eingesetzt

werden (vgl. Votum, Rn. 42).

Gegen die Einbeziehung von Abgasturbinen in die Förderung spricht auch nicht,

dass diese nur zur Nachverstromung eingesetzt werden können, während die

übrigen in Nr. II. l. Anlage l EEG (2009) aufgeführten Technologien entweder zur

Primärverstromung oder zur Primär- und Nachverstromung geeignet sind. Durch

das Gesetz ist nämlich gerade nicht geregelt, dass nur eine bestimmte Art der

Stromgewinnung gefördert werden soll. Aus der Gesetzesbegründung zum EEG

(2009) geht vielmehr ausdrücklich hervor, dass der Gesetzgeber auch

nachgeschaltete Verstromungstechniken kannte und diese fördern wollte (vgl. BT-

Drs. 16/8148, S. 78 f.). Insofern wurde lediglich klagestellt, dass nur der Teil des

Stroms, der in den genannten Verfahren erzeugt wird, technologiebonusfähig ist.

Dabei werden pauschal die in Nummer 3 der Anlage l des Gesetzentwurfs

genannten Verfahren - welcher im Wesentlichen Nr. Il l b) - g) Anlage l EEG
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(2009) entspricht - erwähnt, also auch die Gasturbine. 0.....-R.....-C.......

Prozesse werden lediglich durch das Wort „insbesondere" hervorgehoben, was die

Einbeziehung anderer Techniken gerade nicht ausschließt. So können neben

O.....-R,......Anlagen etwa auch die in der Anlage l genannten K,....-C.......

Anlagen oder Dampfmotoren zur Nachverstromung eingesetzt werden (vgl. Votum

Rn. 50)., Lediglich Brennstoffzellen kommen technisch für eine Nachverstromung

nicht in Betracht (vgl. Empfehlung 2008/8 der Clearingstelle EEG vom 25:11.2010,

Rn. 21). Es ist zudem nicht ersichtlich, warum die Förderung von der bloß

theoretischen Eignung zur Primärverstromung abhängen soll, wenn es um die

Förderung der Nachverstromung geht, welche der Gesetzgeber ausweislich der

amtlichen Begründung ausdrücklich für förderfähig hielt. . '

Auch der Umstand, dass die Abgasturbine nicht anstelle einer üblichen

Verbrennungstechnik zum Einsatz kommt und insbesondere keinen

Verbrennungsmotor ersetzt, steht ihrer Förderfähigkeit nicht entgegen. Der

Gesetzesbegründung zum EEG (2009) lässt sich nicht entnehmen, dass nur

solche Stromerzeugungstechniken gefördert werden sollen, welche die bei

Biomasseanlagen üblicherweise verwendeten Verbrennungstechniken - etwa

Feuerung mit fester Biomasse oder eines mit Biogas betriebenen

Verbrennungsmotors - ersetzen, nicht aber Techniken, die zusätzlich zu diesen

eingesetzt werden.

Zwar beruht die Vorschrift des § 27 Abs. 4 Nr. l EEG (2009) auf der

Vorgängerregelung des EEG (2004) zum Technologie-Bonus (§ 8 Abs.4 Satzl

EEG (2004)). Diese sah ebenso wie Nr. 11.1. Anlage l EEG (2009) eine erhöhte

Vergütung für den Einsatz einer Gasturbine und weiterer Strom- sowie

Gaserzeugungstechniken vor. In der Gesetzesbegründung (Drucksache 15/2327,

S. 30) war zu dieser Regelung ausgeführt, dass der Technologie-Bonus dem

Interesse Rechnung trage, einen spezifischen Anreiz zum Einsatz innovativer,

besonders energieeffizienter Anlagetechniken zu setzen, deren Anwendung

regelmäßig mit höheren Investitionskosten verbunden sei. An einem solchen

Anreiz habe es bislang gefehlt, mit der Folge, dass im Bereich der

Stromerzeugung aus Biomasse bislang überwiegend übliche

Verbrennungsmotoren zum Einsatz gekommen seien. Der Bonus schaffe damit

einen Anreiz, innovative technische Verfahren zur Anwendung zu bringen und
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möglichst hohe Wirkungsgrade anzustreben. Danach mag sich aus der

Gesetzesbegründung zwar für das EEG (2004) ergeben, dass Techniken und

Anlagen gefördert werden sollten, welche die in Biomasse-BHKW üblichen

Verbrennungstechniken ersetzen. Allein aus dem Umstand, dass sich die

Aufzählung der förderungswürdigen Techniken mit dem EEG (2009) im

Wesentlichen nicht geändert hat, lässt sich jedoch nicht schlussfolgern, dass

diese Auslegung auch für die Nachfolgevorschrift des § 27 Abs. 4 Nr. l EEG

(2009) uneingeschränkt weiter gilt (so aber Votum Rn. 63 ff.). Gegen diese

Annahme spricht, dass in der Gesetzesbegründung zum EEG (2009) zwar wie in

der Gesetzesbegründung zum EEG (2004) davon die Rede ist, dass mit dem

Technologie-Bonus ein Anreiz zum Einsatz innovativer, besonders

energieeffizienter Anlagentechniken gesetzt werden soll. Dass im Bereich der

Stromerzeugung bislang überwiegend übliche Verbrennungsmotoren zum Einsatz

kommen, wird jedoch in der Gesetzesbegründung zum EEG (2009) nicht mehr

erwähnt (vgl. BT-Drs. 16/8148, S. 78). Stattdessen wird ausdrücklich klargestellt,

dass auch nachgeschaltete Anlagen, insbesondere 0.....-R.....-C.....-Anlagen,

förderfähig sind (BT-Drs. 16/8148, S. 78). Die zur Nachverstromung eingesetzten

Techniken ersetzen aber. gerade nicht den etablierten Verbrennungsmotor,

sondern werden zusätzlich zu diesem eingesetzt.

Es ist auch nicht ersichtlich, dass unter Gasturbinen im Sinne der Nr. Il l.c)

Anlage l EEG (2009) nur Gasturbinen im Sinne des § 3 Abs. 2 KWKG (2002)

bzw. § 2 Nr. 14 c) und d) KWKG (2017) zu verstehen sind, also Gasturbinen-

Anlagen mit Abhitzekessel oder Gasturbinen-Anlagen mit Abhitzekessel und

Dampfturbinen-Anlage. Zwar setzte die Vorgängerregelung § 8 Abs. 2 EEG (2004)

für die Förderung noch die Stromerzeugung in Kraft-Wärme-Kopplung voraus.

Nach dem EEG (2009) ist eine derartige Wärmenutzung jedoch nicht mehr

zwingend erforderlich. Vielmehr kann der Technologie-Bonus auch durch

Erreichen eines elektrischen Wirkungsgrads von mindestens 45% ausgelöst

werden.

Entgegen der Auffassung der Beklagten ist zudem nicht davon auszugeben, dass

zum Zeitpunkt der Schaffung des EEG (2009) ein einheitliches

branchenspezifisches Begriffsverständnis herrschte, welches unter einer



-12-

Gasturbine lediglich konventionelle Gasturbinen, Mikrogasturbinen sowie

Gasturbinen mit externer Feuerung fester Biomasse verstand, sodass die zur

Nachverstromung eingesetzte Abgasturbine nicht als Gasturbine im Sinne der Nr.

11.1. c) Anlage l EEG (2009) eingeordnet werden könne. Hinreichende

Anhaltspunkte für ein derart eingeschränktes Begriffsverständnis sind nicht

ersichtlich. Ein solches lässt sich auch nicht dem Monitoringbericht zum EEG

(2004) im Zwischenbericht „Entwicklung der Stromerzeugung aus Biomasse 2008"

des Deutschen ........... vom 31.03.2009 entnehmen. Als Bestandsaufnahme der

bis Ende 2008 verwendeten Techniken und Verfahren nennt dieser Bericht zwar

nur die Mikrogasturbine, die Heißluftturbine als indirekte Gasturbine und den

direkten Gasturbinenprozess, wohingegen zur Nachverstromung eingesetzte

Abgasturbinen in dem Bericht nicht genannt werden. Einen Rückschluss auf das

von der Beklagten angeführte Begriffsverständnis lässt dieser Umstand jedoch

schon deshalb nicht zu, weil der Monitoringbericht insoweit ersichtlich

unvollständig ist. Abgasturbinen werden unstreitig bereits seit Ende 2008 zur

Stromerzeugung aus Biogas eingesetzt (vgl. auch Votum Rn. 55).

Gegen die Annahme eines einheitlichen Begriffsverständnisses spricht zudem die

Empfehlung 2008/8 der Clearingstelle EEG vom 25.11.2010 (im Folgenden:

Empfehlung). In diesem Bericht führt die Clearingstelle aus, dass alle in § 8 Abs. 4

EEG (2004) aufgezählten Techniken und Verfahren mit. Ausnahme der

Brennstoffzelle zur Nachverstromung einsetzbar sind (vgl. Empfehlung, Rn. 4),

und benennt hierbei mehrfach ausdrücklich auch die Gasturbine (vgl. Empfehlung,

Rn. 21 u. 24). Gegenstand des der Empfehlung zugrundeliegenden Verfahrens

war allerdings nicht die hier zu entscheidende Frage, ob für Strom, welcher in zur

Nachverstromung eingesetzten Gasturbinen erzeugt wird, ein Anspruch auf den

Technologie-Bonus besteht. Vielmehr war in dem Empfehlungsverfahren

ausschließlich die Frage zu klären, ob bei Einsatz eines nachgeschalteten

Generators bei der Biomasseverstromung für die Erhöhung der Vergütung die

erzeugte Gesamtstrommenge oder lediglich die vom nachgeschalteten Generator

erzeugte Teilstrommenge maßgeblich ist. Gleichwohl belegt diese Empfehlung,

dass schon zur Zeit des Gesetzgebungsverfahrens zum EEG (2009) diskutiert

wurde, nachgeschaltete Gasturbinen zur Nachverstromung einzusetzen, um den

elektrischen Wirkungsgrad von Stromerzeugungsanlagen zu erhöhen. Von einem

einheitlichen branchenspezifischen Begriffsverständnis, welches zur
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Nachverstromung eingesetzte Abgasturbinen gerade nicht erfasst, sondern diese

ausschließt, kann vor diesem Hintergrund nicht ausgegangen werden.

Richtig ist, dass die Aufzählung der Anlagen und Techniken in Nr. II. l. Anlage l

EEG (2009) zeigt, dass -der Gesetzgeber offenbar genauere Vorstellungen

bezüglich förderungswürdiger Technologien, hatte. Hierfür spricht auch die

Herausnähme der noch im EEG (2004) geförderten Trockenfermentation aus dem

Katalog der bonusfähigen Techniken im EEG (2009). Die Ermächtigung der

Bundesregierung in § 64 EEG (2009), durch Rechtsverordnung Ergänzungen zu

Verfahren oder Techniken vorzunehmen, für die der Anspruch auf den

Technologiebonus besteht oder nicht mehr besteht, um sicherzustellen, dass nur

innovative Technologien auf dem neuesten Stand der Technik den Bonus

erhalten, streitet ebenfalls für diese Annahme. Auch dieser Umstand rechtfertigt

jedoch nicht die Annahme, Gasturbinen der in Rede stehenden Art zählen nicht zu

den geförderten Techniken.

Dass in der Gesetzesbegründung hervorgehoben wird, dass die Gasturbine alle

Größenklassen und damit auch Mikrogasturbinen umfasst (vgl. BT-Drs 15/2327,

S. 30; BT-Drs. 16/8148, S. 78) lässt vielmehr vermuten, dass der Gesetzgeber

keine bestimmte Art der Gasturbine im Blick hatte, sondern der Begriff einem

weiten technischen Verständnis folgen sollte. Hierfür spricht auch, dass weder

eine bestimmte Gasturbine noch ein konkretes Verfahren in Nr. II. l c) Anlage l
\

(2009) benannt werden.

Mit dem Betrieb der streitgegenständlichen Abgasturbine werden die mit dem

Technologie-Bonus ausweislich der Gesetzesbegründung verfolgten Zwecke

erreicht, nämlich einen Anreiz für technische Entwicklungen und Innovationen zu

setzen, höhere Wirkungsgrade zu erzielen und einen zusätzlichen Beitrag zu

Umwelt- und Klimaschutz zu erbringen (vgl. BT-Drs 15/2327, S. 30, BT-Drs.

16/8148, S. 54).

Die Abgasturbine führt die im BHKW ohnehin anfallenden Abgase noch einer

Verwendung zu, statt sie ungenutzt entweichen zu lassen. Indem die Abgase zum

Antrieb einer Turbine und Erzeugung zusätzlichen Stroms verwendet werden, wird

auf effiziente Weise mehr Energie erzeugt und der elektrische Wirkungsgrad des
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BHKW gesteigert. Damit wird ein zusätzlicher Beitrag zum Umwelt- und

Klimaschutz erbracht, da die ca. 10% zusätzlich erzeugten Stroms nicht durch

übliche Verbrennungstechniken oder Einsatz von mehr Biomasse erzielt werden

müssen.

Dass die Gesetzesbegründung auch das Erreichen niedriger Schadstoffwerte als

Bonus-Anreiz nennt, steht einer Förderung der streitgegenständlichen

Abgasturbine nicht entgegen, (vgl. BT-Drs. 16/8148, S. 54). Weder verursacht

noch vergrößert der Betrieb der Abgasturbine den Schadstoff-Ausstoß. Dies gilt

auch für die unstreitig förderfähigen 0,....R......-und K.....-C.....-Anlagen, wenn

diese zur Nachverstromung eingesetzt werden. Die Nachverstromungstechniken

steigern jedoch den Wirkungsgrad der BHKW bei der Stromerzeugung. Es muss

daher weniger Biomasse verbrannt werden, um dieselbe Menge Strom zu

erzeugen.

Die strejtgegenständlichen BHKW erreichen mit jeweils 47% auch den

erforderlichen Wirkungsgrad von mindestens 45%. Entgegen der Auffassung der

Beklagten kommt es hierbei nicht darauf an, ob allein die Abgasturbine für das

Erreichen des Mindestwirkungsgrads, also für das Überschreiten der 45%-Grenze,

ursächlich ist oder ob bereits das BHKW alleine einen Wirkungsgrad von 45%

erreicht und die Äbgasturbine diesen Wirkungsgrad lediglich auf insgesamt 47%

steigert. Dem Zweck des Gesetzes, möglichst hohe Wirkungsgrade zu erzielen,

würde es widersprechen, wenn lediglich ineffizientere BHKW mit einem geringeren

Wirkungsgrad von unter 45% in dem Fall gefördert werden, dass deren

Wirkungsgrad durch eine zusätzliche Technologie auf mindestens 45% gesteigert

wird, nicht aber effizientere BHKW mit einem Wirkungsgrad, der bereits 45%

erreicht oder überschreitet und durch zusätzliche Technik noch weiter gesteigert

wird.

Soweit die Beklagte in dem - insoweit nicht nachgelassenen Schriftsatz vom

27.03.2018 - erstmalig behauptet, die Abgasturbinen seien im Ergebnis

wirkungslos, da die Motoreinstellung der BHKW genau in dem Umfang reduziert

werde, in welchem es durch die die Abgasturbinen zu einer Erhöhung des

elektrischen Wirkungsgrades komme, ergibt sich dies gerade nicht aus dem von

ihr diesbezüglich zitierten DLG-Prüfbericht 5972F. In diesem wird vielmehr
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gegenteilig festgestellt, dass sich ohne die (Ab-)Gasturbine ein geringerer

Wirkungsgrad ergibt (vgl. DLG Prüfbericht 5972F, S. 4, Prüfungsergebnisse, BI. 27

Bd. III). Zudem hat die Beklagte bislang nicht behauptet, dass die eingesetzten

Abgasturbinen im Ergebnis wirkungslos seien, sondern nur bestritten, dass diese

für das Erreichen eines elektrischen Wirkungsgrads von über 45% ursächlich

seien.

Die Berufung hat lediglich Erfolg, soweit erstinstanzlich Verzugszinsen auf einen
l

Betrag von EUR 4.162,52 bereits ab 10.08.2015 zugesprochen worden sind. Der

auf den Zeitraum vom 01. Januar 2016 bis 31. Juli 2016 entfallende Technologie-

Bonus in einer Gesamthöhe von EUR 4.162,52 war jedoch bereits nach dem

Klägervortrag erst zum 10. August 2016 fällig, sodass Zinsen erst ab diesem

Zeitpunkt geltend gemacht werden können. Das Urteil war insofern abzuändern.

Der lediglich insoweit, als er sich auf eventuellen neuen Vertrag der

Klägervertreter im Schriftsatz vom 01.03.2018 bezog, nachgelassene Schriftsatz

vom 27.03.2018 bot weder Anlass zu einer abweichenden rechtlichen Beurteilung

noch zum Wiedereintritt in die mündliche Verhandlung.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91, 92 Abs. 2 Nr. l, 97 ZPO.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit hat ihre Grundlage in den

§§ 708 Nr. 10 Sätze l und 2, 711 ZPO.




